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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Im Mai 2015 bestätigten und erweiterten der Bund (WBF) und die Kantone (EDK) ihre
bildungspolitischen Ziele, die sie zum ersten Mal 2011 für den Bildungsraum Schweiz
festgelegt hatten. Den Bericht erarbeiteten die Akteure unter anderem gestützt auf den
Bildungsbericht Schweiz 2014; insgesamt wurden darin sieben Ziele und fünf
Herausforderungen definiert.
Ein wichtiges Ziel für WBF und EDK blieb die Erhöhung der Abschlussquote auf der
Sekundarstufe II auf 95 Prozent. Das bedeutet, dass 95 Prozent der Jugendlichen in der
Schweiz mindestens einen Bildungsabschluss auf Stufe Sek II (Abschluss von
Gymnasium, Fachmittelschule oder beruflicher Grundbildung) erreichen sollen.
Ebenfalls soll weiterhin die Studierfähigkeit der Maturandinnen und Maturanden
sichergestellt werden. Die Bildungsberichte 2010 und 2014 hatten nämlich auf Lücken
der Studierfähigkeit einzelner Maturandinnen und Maturanden hingewiesen. Ein neues
Ziel bestand darin, mehr über die hohe Abbruchquote der Studierenden auf
Universitätsstufe (25%) herauszufinden und daraus Massnahmen abzuleiten. Zwei
weitere Ziele befassten sich mit der Bekämpfung des Fachkräftemangels. Einerseits
ging es dabei um die Unterstützung von Erwachsenen, die einen Berufsabschluss
nachholen oder ihren Beruf wechseln wollten. Andererseits ging es um eine
Optimierung der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung. 1

BERICHT
DATUM: 18.05.2015
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bildungsbericht 2018, im Auftrag von SBFI und EDK erstellt und von der SKBF
verfasst, folgt im Aufbau den vorangehenden Berichten aus den Jahren 2014 und 2010.
Er vermittelt Daten und Informationen zum gesamten Bildungswesen entlang von rund
500 Themen und ist vor allem ein Arbeitsinstrument für Bildungsfachleute und
-politikerinnen. 
Im Gegensatz zu den früheren Ausgaben wurde der Bericht 2018 in den Medien etwas
ausführlicher diskutiert. Einige Zeitungen sahen vor allem das steigende Bildungsniveau
– gemessen an den tertiären Bildungsabschlüssen – im Mittelpunkt des Interesses. Die
NZZ verwies dazu auf die Aussage von Stefan Wolter, Direktor der SKBF, wonach «nicht
nur immer mehr Personen einen tertiären Bildungsabschluss [haben], diese Abschlüsse
sind auf dem Arbeitsmarkt auch weiterhin gleich stark gefragt wie vor zwanzig Jahren».
Eine zentrale Erkenntnis, welche die Freude über das steigende Bildungsniveau etwas
schwächte, war die weiterhin bestehende Chancenungleichheit im Bildungswesen
hinsichtlich der Kinder und Jugendlichen aus bildungsfernen Schichten und/oder mit
Migrationshintergrund. Das Schulsystem schaffe es leider nach wie vor nicht, diese
herkunftsbedingten Defizite zu kompensieren, so die Aargauer Zeitung. Darauf
aufbauend wurde auch auf das noch immer unerreichte Ziel hingewiesen, dass 95
Prozent der Jugendlichen über einen Sek II-Abschluss (Maturität oder Lehre) verfügen
sollten, wobei auch hier die Jugendlichen mit Migrationshintergrund und/oder aus
bildungsfernen Schichten deutlich schlechter abschnitten als die anderen
Jugendlichen.
Ebenfalls aufgegriffen wurden die in den nächsten 10 bis 20 Jahren deutlich steigende
Anzahl an Schülerinnen und Schülern und der daraus resultierende höhere Bedarf an
Lehrkräften, die Herausforderungen der Digitalisierung, die kantonal unterschiedlichen
Aufnahmebedingungen für den Eintritt ins Gymnasium sowie die unterschiedlich hohen
Maturitätsquoten in den Kantonen. 2

BERICHT
DATUM: 19.06.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Januar 2019 publizierte der Bundesrat einen ausführlichen Bericht in Erfüllung des
Postulates der WBK-NR zum Thema «Demografische Entwicklung und deren
Auswirkungen auf den Bildungsbereich». Der Bericht des BFS befasste sich mit dem
Schweizer Bildungssystem und dem Bildungsniveau der Bevölkerung und lieferte im
Anhang für sämtliche Bildungsfelder detaillierte Zahlen zur künftigen Anzahl an
Personen mit dem entsprechenden Bildungsabschluss. Zudem analysierte er die
Einwanderung mit Blick auf die höchste abgeschlossene Ausbildung der betreffenden
Personen. Aus wirtschaftlicher Sicht untersuchte der Bericht, ob sich die Bildung der
Schweizer Bevölkerung mit der Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt deckt. Die Autorinnen
und Autoren wiesen darauf hin, dass der Bericht zwar Zahlen liefere; diese seien aber

BERICHT
DATUM: 30.01.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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mit einer gewissen Vorsicht zu geniessen, da es sich immer um vorausschauende
Hypothesen handle. Generell erwarte die Schweiz immer mehr Schülerinnen und
Schüler sowie Lernende und Hochschulabsolventinnen und -absolventen.
Entsprechend werden auf allen Stufen auch mehr Abschlüsse vorgewiesen werden (EFZ,
EBA, Matura, Bachelor und Master). Sodann wird im Bereich der Berufsbildung, den
Höheren Fachschulen, den Fachhochschulen und den Universitäten vor allem mit mehr
Abschlüssen in den Bereichen Informatik und Kommunikationstechnologie,
Gesundheitswesen/Pflege und Sozialwesen gerechnet. Generell dürfte sich das
Bildungsniveau der Schweizer Bevölkerung in den nächsten Jahren noch weiter
erhöhen; gemäss Prognose wird im Jahr 2037 circa die Hälfte der Schweizer
Bevölkerung über einen Abschluss auf der Tertiärstufe verfügen. Im Bereich der
Migration erwarten die Autorinnen und Autoren weiterhin viele gut ausgebildete
Personen, die in die Schweiz einwandern. Schliesslich wiesen Berechnungen darauf hin,
dass das Bildungssystem den erwarteten Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt gerecht
werde und die Menschen in der Schweiz grundsätzlich Berufe ausübten, die ihrer
Ausbildung entsprechen. 3

Am 13. März 2019 beschloss der Bundesrat mittels einer Verordnung weitreichende
Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19). Mit dieser Verordnung wurde
unter anderem beschlossen, dass ab dem 16. März 2020 alle Schulen inklusive der
Hochschulen geschlossen bleiben mussten. Kindertagesstätten hingegen durften nur
schliessen, wenn die zuständigen Behörden andere geeignete Betreuungsangebote
vorgesehen hatten. Der Bundesrat griff damit stark in die Kompetenz der Kantone ein,
welche in der Regel im Bereich Primarstufe, Sekundarschule, Gymnasium und
Fachmittelschule zuständig sind.
In der Folge wurden sämtliche Schulen, einschliesslich Kindergärten, Grundschulen,
Sekundarschulen, Gymnasien, Berufsschulen und Hochschulen, geschlossen. Kinder,
Jugendliche sowie Studentinnen und Studenten wurden fortan zu Hause unterrichtet,
insbesondere durch digitale Lernangebote. Die Medien berichteten ausführlich über
die Schliessungen der Schulen und veröffentlichten zahlreiche Erfahrungsberichte über
einzelne Schulen und deren Lehrkörper, gingen aber auch zu den Schülerinnen und
Schülern sowie deren Eltern nach Hause, um zu berichten, wie diese die Situation
meisterten. Zu Beginn des sogenannten Lockdowns schrieben die Zeitungen über die
kantonalen Unterschiede in der Handhabung der Schliessungen. So war in einigen
Kantonen beispielsweise nicht klar, für welche Kinder und Jugendlichen ein
Alternativprogramm in der Schule geboten werden musste, weil diese nicht zu Hause
betreut werden konnten. Zahlreiche Zeitungen wiesen auch generell auf den Fakt hin,
dass das Ausfallen des Präsenzunterrichts vor allem für bereits schwächere
Schülerinnen und Schüler gravierende Folgen haben könne. Die Kinder bräuchten den
sozialen Austausch in der Klasse als Korrektiv zum Elternhaus und die Schule trage stark
dazu bei, Kinder aus einem bildungsfernen Elternhaus besser zu integrieren, so Philippe
Wampfler, Deutschlehrer, in der NZZ. Dem pflichtete auch Margrit Stamm, emeritierte
Professorin für Erziehungswissenschaften, im Sonntagsblick bei. Einige Eltern hätten
viel weniger Kapazitäten als andere, um die Kinder zu Hause zu betreuen. Die Schulen
müssten dafür sorgen, dass schwächere Schüler nicht noch mehr abgehängt würden.
Im Bereich der Grundschulen stand die Umstellung von analogem zu digitalem
Unterricht und damit einige neue Unterrichtsformen im Fokus der Berichterstattung.
Zunächst brachten einige Lehrerinnen und Lehrer die Schulmaterialien den Kindern
nach Hause oder die Kinder konnten die Lehrmittel gestaffelt aus den Schulen abholen,
wie einige Zeitungen berichteten. In den darauffolgenden Tagen wurde dann immer
mehr auf den digitalen Unterricht übergeleitet und die Lehrpersonen schickten die
Aufgaben per E-Mail oder es wurde auf Onlineplattformen zurückgegriffen. Die
Sonntagszeitung berichtete, dass der Zürcher Lehrmittelverlag früh reagierte und für
den Fernunterricht kostenlose Sonderlizenzen für E-Learning auf allen Schulstufen zur
Verfügung stellte. Auf Stufe Bund wurde die staatliche Fachagentur Educa.ch
eingeschaltet, welche den Einsatz von digitalen Lehrmitteln und Onlinediensten
vorantreiben sollte, wie der Sonntags-Blick berichtete. Die Medien berichteten
detailliert über die forcierte Digitalisierung des Unterrichts und über deren Vor- und
Nachteile. Man war sich dabei einig, dass die Digitalisierung des Unterrichts einen
Schub erhalten hatte, sie aber das Klassenzimmer und die Interaktion der Schüler und
Schülerinnen untereinander und vor allem mit der Lehrperson nicht ersetze könne.
Dem stimmte auch Dagmar Rösler, Präsidentin des LCH im Blick bei und wies zudem auf
die Wichtigkeit des haptischen Erlebens hin, welches beim Online-Unterricht kaum
gegeben sei.
Bei den Gymnasien und den Berufsschulen stand die Frage nach den
Abschlussprüfungen im Vordergrund der Berichterstattungen. Dabei war lange Zeit

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.03.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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unklar, ob und wie diese bei den beiden Bildungseinrichtungen stattfinden sollten,
wobei Bund, Kantone und die Organisationen der Arbeitswelt daran seien, Lösungen zu
finden, damit die Prüfungen stattfinden könnten, wie die NZZ berichtete. Ende März
wurde von zwei Schülerinnen und Schülern aus dem Kanton Baselland eine Petition
eingereicht, welche den Bundesrat dazu aufrief, 2020 alle Abschlussprüfungen
abzusagen, wie die BAZ und andere Medien berichteten. In Zusammenhang mit den
Abschlussprüfungen wiesen die Medien auch auf die Probleme der Jugendlichen bei
der Suche nach einer Lehrstelle oder bei der täglichen Arbeit im Betrieb hin. Le Temps
berichtete beispielsweise, dass viele Lernende weiterhin in ihrem Betrieb arbeiteten,
obwohl dort die hygienischen Anforderungen nicht eingehalten werden könnten. Und in
der Aargauer Zeitung wurde Stefan Wolter, Direktor der SKBF zitiert, der befürchtete,
dass zahlreiche Unternehmen, welche Lernende ausbilden, schliessen werden müssen.
Dadurch gebe es zahlreiche Lernende, die ihre Ausbildung abbrechen müssten und vor
dem Nichts stünden. Ihnen müsse geholfen werden. 4

Der Bundesrat gab im März 2021 bekannt, dass die eidgenössischen und die kantonalen
Maturitätsprüfungen sowie die Lehrabschlussprüfungen im Jahr 2021 trotz Covid-19-
Pandemie regulär durchgeführt werden sollen. Für den Fall, dass dies nicht möglich ist,
hat der Bundesrat vorsorglich die nötigen Ausnahmeregelungen via Verordnungen
erlassen. Mit diesen Verordnungen soll sichergestellt werden, dass die Absolventinnen
und Absolventen der Sekundarstufe II ab Herbst 2021 eine weiterführende Ausbildung
auf Tertiärstufe aufnehmen oder bereits in die Arbeitswelt eintreten können. 5

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 12.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Grundschulen

Erstmals in der Schweiz wurde im Kanton Basel-Stadt eine umfassende Analyse der
Arbeitsbedingungen, Belastungen und Befindlichkeiten der Lehrerschaft durchgeführt.
Erfasst wurden alle Lehrpersonen von den Kindergärten bis zu den Gymnasien sowie KV
und Berufsschulen. Positiv fiel auf, dass der Beruf an sich vor allem hinsichtlich
Verantwortung, Anforderungsvielfalt und Tätigkeitsspielraum durchaus geschätzt wird.
Als Defizite im Berufsalltag wurden die fehlende Kultur der Offenheit und Toleranz,
geringe Mitsprachemöglichkeiten und das eher niedrige Niveau der Löhne genannt. Zu
schaffen machte der Lehrerschaft aber vor allem die zunehmende Belastung. 71% der
Lehrkräfte erachteten das Verhalten schwieriger Schülerinnen und Schüler als stark bis
sehr stark belastend. Es folgten die Heterogenität der Klasse (55%), Verpflichtungen
ausserhalb des Unterrichts (54%) und administrative Pflichten (53%). Auf die
zunehmende Belastung zurückgeführt wurde, dass sich bei fast einem Drittel der
Lehrkräfte Merkmale des Burnout-Syndroms – emotionale Erschöpfung (29.6%),
reaktives Abschirmen (27.4%) und verminderte Zuwendungsbereitschaft gegenüber
Schülern (21.6%) zeigten. Als Verbesserungen wünschten sich die befragten
Lehrpersonen eine zeitliche Entlastung für Aufgaben ausserhalb des Unterrichts (85%),
mehr Geld für die Schule (81%), eine Reduktion der Pflichtstundenzahl und vermehrte
Unterstützung (je 76%), ein besseres Image der Schule (68%) und eine Verkleinerung der
Klassengrössen (62%). 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.01.2002
MARIANNE BENTELI

Am 29. April 2020 beschloss der Bundesrat, dass die Schulen der Stufen Primar und
Sekundarstufe I, welche aufgrund der Corona-Pandemie hatten geschlossen werden
müssen, am 11. Mai 2020 wieder öffnen dürfen. Der Wiedereröffnung der Schulen
voraus ging ein Statement von Daniel Koch vom BAG, in welchem er den Medien
erläuterte, dass sich unter den Infizierten kaum Kinder befänden und dass diese nicht
die Haupttreiber dieser Epidemie seien. Diese Aussage wurde zwar von einigen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern angezweifelt, aber Kinder hätten offenbar
weniger Symptome und steckten damit weniger oft andere Personen an, wie der Leiter
der Abteilung für Infektiologie Christoph Berger gegenüber der NZZ bestätigte.
Die Ankündigung der Schulöffnungen machte in der Schweiz eine Art Röstigraben
sichtbar, zumindest zwischen Genf und Waadt und dem Rest der Schweiz, wie die
Medien berichteten. Diese beiden Kantone, die beide viele Infizierte aufzuweisen
hatten, äusserten grosse gesundheitlich begründete Vorbehalte gegenüber einer
Öffnung am 11. Mai, zumal nicht klar sei, welche Schutzmassnahmen die Öffnung
begleiteten. Die Erarbeitung der Schutzkonzepte überliess der Bundesrat in der Tat den
Kantonen respektive den Gemeinden. Er gab nur einige Eckwerte für die Konzepte vor,
wie etwa den 2m-Abstand zwischen Lehrpersonen und Schülern respektive
Schülerinnen und die Beachtung der Hygieneregeln. Eine Maskenpflicht sah der

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.05.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Bundesrat nicht vor. Ebensowenig gab es Angaben zu einer Maximalgrösse der
Schulklassen, was dazu führte, dass in einigen Kantonen die ganze Klasse unterrichtet
wurde, während in anderen Kantonen Halbklassenunterricht vorgesehen war, wie Le
Temps berichtete. Bei vulnerablen Personen (Kinder oder Lehrpersonen) sollten die
Kantone für individuelle Lösungen sorgen, so der Bundesrat. Die Regierung beschloss
ebenso, dass es an den Kantonen sei, zu entscheiden, ob die Schulen Zeugnisse
ausstellen oder darauf verzichten sollen. Dieser grosse Spielraum für die Kantone wurde
von verschiedenen Medien und Fachpersonen kritisiert. Die NZZ etwa sprach von einem
Wirrwarr und einem föderalen Flickenteppich. Dagmar Rösler vom LCH und Thomas
Minder vom Schulleiter-Verband kritisierten den Bundesrat ebenfalls und gaben zu
Protokoll, dass sie sich klarere und einheitlichere Vorgaben für die Schulöffnung
gewünscht hätten, insbesondere betreffend maximale Klassengrössen.
Im Bereich der Gymnasien entschied der Bundesrat Ende April 2020 ebenfalls, dass
jeder Kanton selber festlegen könne, ob er schriftliche Maturaprüfungen durchführen
wolle oder nicht. Die mündlichen Prüfungen waren zuvor von der EDK bereits zur
Absage empfohlen worden, was für die Kantone aber nicht verbindlich war. Bereits vor
dem offiziellen Entscheid des Bundesrates Anfang Mai hatten einige Kantone
entschieden, ob sie die Maturaprüfungen durchführen möchten oder nicht. Michael
Hengartner, Präsident des ETH-Rats, bedauerte in der Sonntagszeitung, dass bei den
Maturaprüfungen kein einheitliches Vorgehen zustande gekommen war. Er persönlich
halte die Matura für ein wichtiges Ereignis im Leben der Gymnasiastinnen und
Gymnasiasten.
Bei den Berufsschulen entschieden Bund, Kantone und die Sozialpartner gemeinsam,
dass die schriftlichen Lehrabschlussprüfungen nicht stattfinden werden, sondern die
Erfahrungsnoten herangezogen werden sollen. Die praktischen Prüfungen sollten aber
wenn immer möglich stattfinden, sofern die Hygieneregeln eingehalten werden
können. 7

Die WBK-NR reichte im Oktober 2022 und damit im Nachgang zu einer intensiv
geführten medialen Debatte zum Thema «Mangel an adäquat qualifizierten
Lehrpersonen» vier Vorstösse zu ebendieser Thematik ein. Während sich eine Motion
und ein Postulat den Zulassungsbedingungen für das Studium an den Pädagogischen
Hochschulen widmeten, wurde der Bundesrat im Postulat 22.4265 aufgefordert,
gemeinsam mit den Kantonen und den PH einen Bericht zu den Gründen, die aus Sicht
der Lehrkräfte für oder gegen den Verbleib im Beruf als Lehrperson sprechen, zu
verfassen. Im Postulat 22.4266 forderte die WBK-NR, dass der Bundesrat in
Zusammenarbeit mit den Kantonen und der SKBF grundlegende nationale
Schulreformen systematisch evaluieren solle. Dabei müssten insbesondere die
Auswirkungen der einzelnen Reformen auf die Schülerinnen und Schüler sowie auf die
Lehrpersonen überprüft werden. Die Kommission wies in der Begründung darauf hin,
dass eine Studie ergeben habe, dass Schulreformen zu den wichtigsten
Kündigungsgründen der Lehrpersonen gehörten. Beide Postulate beantragten
Kommissionsminderheiten Kutter (mitte, ZH) sowie der Bundesrat zur Ablehnung. Sie
argumentierten, dass sowohl die Ausbildung der Lehrpersonen für die obligatorische
Schule als auch die geforderte Evaluation zu den durchgeführten Reformen im
Kompetenzbereich der Kantone und der EDK liegen würden und die Kantone deshalb
selbst Untersuchungen durchführen oder geeignete Massnahmen ergreifen sollten. 8

POSTULAT
DATUM: 28.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Mittelschulen

La question de la seconde langue nationale obligatoire a suscité à nouveau la
controverse, principalement parmi les cantons bilingues et les enseignants de langues.
La nouvelle ORM stipulant que les cantons doivent laisser aux étudiants la liberté du
choix de la seconde langue nationale, les cantons bilingues ont néanmoins obtenu de
pouvoir imposer, à titre exceptionnel, leur seconde langue cantonale. Les autres
cantons ont adopté des positions variées à ce sujet. Si certains, à l'instar du canton de
Neuchâtel, veulent restreindre fortement la possibilité d'étudier l'italien, d'autres, tels
que Genève et Vaud ou les cantons de Suisse centrale, préfèrent suivre l'esprit de la loi
en laissant la liberté aux étudiants d'apprendre la langue nationale de leur choix. La
question de la durée des études, que la nouvelle ORM laisse le soin de trancher aux
cantons, a également suscité, dans les cantons connaissant les cursus les plus longs,
des discussions entre les milieux économiques favorables à un raccourcissement du
temps d'études et celui des enseignants qui s'y oppose farouchement. La tendance
générale est néanmoins celle d'un abrégement du temps d'étude (de 13 à 12 ans). C'est

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.12.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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ainsi que les cantons de Berne, de Thurgovie, de Saint-Gall, de Schwytz, d'Obwald, de
Nidwald et de Lucerne ont décidé de raccourcir la durée du cursus menant à la
maturité. 9

Im Sommer des Berichtsjahres kam bei den Abschlussprüfungen für die
Berufsmaturität erstmals die vom Bund erlassene strengere Verordnung zur
Anwendung, welche nur noch zwei statt drei ungenügende Noten zulässt. Somit wurden
die Berufsmaturandinnen und -maturanden nach einem anderen Reglement geprüft, als
jenem, mit dem sie die Schule begonnen hatten. Als es aufgrund dieser Tatsache zu
Rekurseingaben kam, machten einzelne Kantone die Prüfungsentscheide auf eigene
Faust rückgängig. Das BBT drängte angesichts dieser Unregelmässigkeiten auf eine kurze
Übergangszeit, um eine möglichst rasche Qualitätssteigerung der Berufsmaturität zu
erreichen. 10

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 11.07.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Einem Postulat Riklin (cvp, ZH), das vom Bundesrat einen Bericht zur mangelnden
Attraktivität der mathematisch-naturwissenschaftlichen und technischen Studien bei
den Jungen bzw. entsprechende Massnahmen zur Attraktivitätssteigerung dieser
Studienrichtungen insbesondere auf Ebene der Gymnasien und der
Berufsmaturitätsschulen sowie im Hochschulbereich verlangt, wurde vom Nationalrat
überwiesen. 11

POSTULAT
DATUM: 21.06.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Vorlage stiess sowohl bei Lehrern wie auch bei Bildungspolitikern auf Ablehnung.
Viele der befragten Institutionen sehen mit dieser Reform das Erfolgsmodell der
Berufsmaturität gefährdet. Die Schweizerische Direktorinnen- und
Direktorenkonferenz der Berufsfachschulen wollte aus diesem Grund ganz auf die
Revision verzichten. Ähnlich skeptisch äusserte sich die Rektorenkonferenz der
Fachhochschulen. Sie befürchtet, dass durch die Flexibilisierung der Ausbildung bei
Studienbeginn kein kongruenter Wissensstand mehr bestünde und daher in vielen
Fachbereichen Vorkurse oder Aufnahmeprüfungen eingeführt werden müssten.
Wirtschaftskreise kritisierten vor allem die Untervertretung von Naturwissenschaft und
Technik in den Grundlagefächern. Gemäss dem Kaufmännischen Verband trägt die
Verordnung den Besonderheiten der kaufmännischen Berufsmaturität kaum Rechnung.
Auch bei den Parteien stiess der Verordnungsentwurf auf viel Widerstand. Für SP, FDP
und SVP fehlt es insbesondere am Berufsbezug der Ausbildung. 12

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 16.08.2008
ANDREA MOSIMANN

Im Januar veröffentlichte die ETH Zürich eine Studie, die einen Zusammenhang
zwischen der Maturitätsausbildung und dem Studienerfolg an der ETH belegte. Gemäss
der Untersuchung, die auf Daten von über 5000 ETH-Studierenden basiert, bilden gute
Maturitätsnoten, ein früher Studienbeginn und eine hohe Motivation zentrale
Erfolgsfaktoren für ein Studium. Die Ergebnisse lassen weiter erkennen, dass der Erfolg
auch von der Herkunftsschule abhängt. Obwohl die ETH betonte, dass die Studie keine
Qualitätsbeurteilung der Gymnasien darstelle, sorgte das Ranking der Schulen für Kritik
in Bildungskreisen. Für Isabelle Chassot (FR, cvp), Präsidentin der
Erziehungsdirektorenkonferenz beruht es auf einer ungenügenden Grundlage und weist
methodische Mängel auf. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.01.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Juni genehmigte der Bundesrat die totalrevidierte Berufsmaturitätsverordnung; sie
trat anfangs August in Kraft. Mit der Revision wird das Angebot für
Berufsmaturandinnen und maturanden flexibler und durchlässiger. Die bisherigen
sechs Richtungen – gestalterischer, gesundheitlich-sozialer, gewerblicher,
kaufmännischer, naturwissenschaftlicher und technischer Fachbereich – werden
zugunsten einer Schwerpunktsetzung aufgegeben. Diese Schwerpunkte orientieren sich
aber nach wie vor am erlernten Beruf und am Studienangebot der Fachhochschulen.
Die ersten Lehrgänge nach den neuen Bestimmungen sollen im Sommer 2014 starten.
Bis dahin müssen ein gesamtschweizerischer Rahmenlehrplan sowie darauf aufbauend
kantonale, regionale oder institutionelle Schullehrpläne erarbeitet werden. 14

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 25.06.2009
ANDREA MOSIMANN
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Berufsbildung

Die EDK verabschiedete ein Passerellen-Reglemet, nach dem Inhaberinnen und
Inhaber einer Berufsmaturität über eine Ergänzungsprüfung Zugang zu universitären
Hochschulen erhalten. Diese Prüfung umfasst die Fachbereiche lokale Landessprache,
zweite Landessprache oder Englisch, Mathematik, Naturwissenschaften sowie Geistes-
und Sozialwissenschaften. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Berichtsjahr wurde der Entwurf zur Totalrevision der eidgenössischen
Berufsmaturität in die Vernehmlassung geschickt. Im Zentrum der Revision stehen eine
erhöhte Flexibilität der Angebote und eine Angleichung der Ausbildungsinhalte der
beiden Hauptbereiche Technik und Kaufmännisches. Die Berufsmaturität wäre damit
weniger eng an den erlernten Beruf gebunden und hätte mehr Allgemeinbildung und
interdisziplinäres Lernen zum Inhalt. Neu soll es vier Grundlagenfächer geben, nämlich
zwei Landessprachen, eine weitere Fremdsprache sowie Mathematik. Das bisher
eigenständige Fach Geschichte wird dagegen gestrichen und in das neue Fach
Gesellschaft und Wirtschaft integriert. 16

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 06.05.2008
ANDREA MOSIMANN

A partir du récent « Rapport sur l’éducation 2010 » Jositsch (ps, ZH) a constaté une
baisse dangereuse de la formation duale. Par conséquent, il a déposé un postulat, pour
alerter le Conseil fédéral. Plus précisément, le texte demande au gouvernement
d’examiner des mesures capables de maintenir le niveau de qualité de la formation
duale et la proportion de jeunes qui choisissent d’emprunter ce chemin. Ces mesures
doivent être efficaces, même si la baisse démographique entraîne une diminution du
nombre de jeunes qui sortent de l’école obligatoire. Toujours d’après le rapport, une
telle baisse du nombre de jeune qui se sont lancés dans une formation duale pourrait
entraîner de nombreuses entreprises à se retirer du marché des places
d’apprentissage. De son côté, le Conseil fédéral a estimé que les demandes présentées
par ce postulat étaient déjà satisfaites. Alors qu’il a reconnu l’importance de la
formation professionnelle pour l’économie suisse, le gouvernement a rappelé que la loi
sur la formation professionnelle (LFPr) a mis en place des mesures qui doivent
empêcher un déséquilibre sur le marché des places d’apprentissage. Par conséquent,
le Conseil fédéral a proposé de rejeter ce postulat. Quant au Conseil national, il a
décidé d’adopter ce postulat à 149 voix contre 33. 17

POSTULAT
DATUM: 10.06.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Un postulat Schilliger (plr, LU) a demandé au Conseil fédéral de montrer comment
rendre plus attrayants les apprentissages de deux ans (AFP). En effet, il considère qu’il
faut revaloriser les apprentissages de deux ans. En 2005, lors de la Conférence
nationale sur les places d’apprentissages, Confédération et cantons ont fixé la barre
des 95% de jeunes titulaires d’un diplôme du degré secondaire II comme objectif sur 10
ans. A l’aube de 2015, seuls 90% des jeunes possèdent un tel diplôme. Pour le
dépositaire, une revalorisation de l’apprentissage de deux ans doit permettre de
faciliter l’insertion dans le monde professionnel de jeunes en difficultés scolaires. Pour
l’instant, le bilan d’un tel apprentissage est mitigé. Il est donc nécessaire d’agir à trois
niveaux. Premièrement, il s’agit de communiquer sans stigmatiser de tels
apprentissages. Deuxièmement, il faut individualiser les différentes voies de formation.
Troisièmement, relancer les préapprentissages apparaît comme primordial. Le Conseil
fédéral a émis un avis favorable au postulat. En effet, pour le gouvernement, un rapport
sur les transitions vers le degré secondaire II doit être rédigé. Une attention particulière
à la question de la formation professionnelle de deux ans est à prendre en compte. Ce
postulat a été adopté par le Conseil national lors de l’année sous revue. 18

POSTULAT
DATUM: 20.06.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Im November 2013 veröffentlichte der Bundesrat den Bericht «Gezielte Förderung und
Unterstützung von Jugendlichen mit unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der
Nahtstelle I und in der Berufsbildung» in Erfüllung des Postulats Jositsch (sp, ZH). 19

BERICHT
DATUM: 29.11.2013
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Vingt ans après l’introduction des maturités professionnelles, l’Office fédéral de la
statistique (OFS) constate que celles-ci ont désormais atteint leur rythme de croisière.
En effet, 13'536 certificats fédéraux de Maturité professionnelle ont été remis en 2012.
Cette nette augmentation a été saluée par différents responsables des Hautes écoles
suisses (HES). En effet, cette filière qui s’effectue, soit en parallèle, soit à la fin de
l’apprentissage, garantit un accès, sans examen, aux différentes HES. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.01.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Der Bundesrat erachtete das Postulat Jositsch (sp, ZH) mit der Veröffentlichung des
Berichts «Gezielte Förderung und Unterstützung von Jugendlichen mit
unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der Nahtstelle I und in der Berufsbildung»
als erfüllt und beantragte dessen Abschreibung. Der Nationalrat stimmte der
Abschreibung im Sommer 2014 zu. 21

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 02.06.2014
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Mai 2021 forderte die WBK-NR, dass die Einführung der KV-Reform um ein Jahr
verschoben wird und folglich erst im Sommer 2023 in Kraft treten soll. Dieselbe
Forderung erhob auch ihre Schwesterkommission (Mo. 21.3605). Die WBK-NR
argumentierte, dass eine Reform von dieser Tragweite gut durchdacht sein müsse, im
Moment jedoch noch einige Punkte umstritten seien; diese müssten zuerst geklärt
werden. Die Kommission erwähnte diesbezüglich die Frage nach dem Unterrichten
respektive Erlernen einer zweiten Landessprache und die Frage nach der Integration
der Berufsmaturität in die KV-Lehre.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da das Anliegen bereits erfüllt
worden sei. So habe das SBFI in der Zwischenzeit nach verschiedenen Diskussionen mit
den betroffenen Akteurinnen und Akteuren «entschieden, die Inkraftsetzung von
Bildungsverordnung und Bildungsplan auf Anfang 2023 festzulegen und diese im August
2021 zu erlassen». Daraufhin wurden die zwei Motionen im September respektive
Oktober 2021 von den beiden Kommissionen zurückgezogen. 22

MOTION
DATUM: 27.05.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Eine von der EHB durchgeführte Studie widmete sich dem Thema Berufsmaturität und
untersuchte, welchen Einfluss die Zulassungsbedingungen darauf haben, die
Berufsmaturität zu beginnen und diese auch abzuschliessen. Die Autorinnen und
Autoren differenzierten dabei zwischen einer obligatorischen Prüfung, einem
bestimmten Notendurchschnitt, einer Empfehlung der abgebenden Schule, einem
bestandenen Vorbereitungskurs und einem Aufnahmegespräch und kamen zum Schluss,
dass insbesondere eine obligatorische Aufnahmeprüfung die Wahrscheinlichkeit
schmälert, dass die Absolventinnen und Absolventen der Berufslehre die
Berufsmaturität in Angriff nehmen. Im Gegensatz dazu stellt ein Aufnahmegespräch nur
ein kleines Hindernis dar, die Berufsmaturität zu beginnen. Da die Kantone frei wählen
können, welche Zulassungsbedingungen Anwendung finden sollen, ergeben sich laut
Studie starke Unterschiede bei der Berufsmaturitätsquote; im Tessin liegt sie bei 42
Prozent, im Kanton Uri bei 16 Prozent der Berufslernenden. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.08.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die WBK-NR reichte im Oktober 2022 und damit im Nachgang zu einer intensiv
geführten medialen Debatte zum Thema «Mangel an adäquat qualifizierten
Lehrpersonen» vier Vorstösse zu ebendieser Thematik ein. Während zwei Postulate
eine verbesserte Datenerhebung zu den Berufsausstiegsgründen respektive eine
Evaluation der bisher erfolgten Schulreformen verlangten, forderte die WBK-NR mit der
Motion 22.4268, dass Absolventinnen und Absolventen der Berufsmatura ohne
Aufnahmeprüfung zum Studium als Primarlehrerin oder Primarlehrer an den PH
zugelassen werden. Das ähnlich gelagerte, aber etwas weniger weit gehende Postulat
22.4267 bat den Bundesrat, in Zusammenarbeit mit der EDK die
Zulassungsbedingungen zur PH zu überprüfen: Die Regierung solle die Zulassung von
Absolventinnen und Absolventen der Berufsmaturität an die PH, die Voraussetzungen
für die Studierfähigkeit sowie andere Verbesserungen analysieren. Dabei solle auch
geprüft werden, ob eine spezielle Berufsmaturitäts-Ausrichtung «Pädagogik»
eingeführt werden könne.
Der Bundesrat beantragte die umfassendere Motion, welche eine Anpassung des HFKG
verlangte, zur Ablehnung. Zum einen argumentierte er mit den unterschiedlichen
Zuständigkeiten der betroffenen Bildungsbereiche. So sei primär der Bund für die
Berufsmaturität zuständig, während die Kantone und die EDK die Ausbildung für die
Primarstufe an den PH verantworteten. Änderungen an den Schnittstellen zwischen

MOTION
DATUM: 28.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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diesen Bereichen müssten deshalb gemeinsam geprüft werden. Zum anderen stelle die
diskutierte Aufnahmeprüfung sicher, dass die Absolventinnen und Absolventen der
Berufsmaturität über die für das Studium an der PH nötige breite Allgemeinbildung
verfügten. Letzteres führte auch eine Kommissionsminderheit de Montmollin (fdp, GE)
ins Feld, welche die Ablehnung der Motion beantragte. Der Bundesrat zeigte sich indes
bereit, die im Postulat 22.4267 aufgeworfenen Fragestellungen zusammen mit der EDK
zu untersuchen und beantragte die Annahme des Postulats, zu dem kein
Minderheitsantrag eingereicht wurde. 24

Hochschulen

Nadine Masshardt (sp, BE) forderte den Bundesrat im Herbst 2020 auf zu prüfen, «ob
Berufs- und Fachmaturanden einen direkten Zugang zu einem universitären Lehrgang
in ihrem erlernten Fachbereich ohne Passerelle gewährt werden kann». Masshardt
argumentierte, dass die Passerelle einen grossen Aufwand und somit ein Hindernis auf
dem Weg zum Hochschulstudium darstelle. Dies widerspreche der Prämisse der
Durchlässigkeit des Schweizer Bildungssystems und des lebenslangen Lernens. Der
Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. Er vertrat die Ansicht, dass ein
direkter Zugang zum universitären Hochschulstudium für Absolvierende der Berufs-
oder Fachmaturität dem Ziel widerspreche, die Profile der tertiären
Bildungseinrichtungen zu schärfen. Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession
2022 mit dem Postulat und nahm dieses mit 149 zu 31 Stimmen bei 3 Enthaltungen
deutlich an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Minderheiten der SVP- und der
Mitte-Fraktionen. 25

POSTULAT
DATUM: 29.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Angesichts der heftigen Diskussionen, die sein Vorprellen auslöste, schwenkte Cotti auf
eine flexiblere Linie ein. Insbesondere bestritt er, die Aufwertung des Italienischen auf
Kosten des Englischen vornehmen zu wollen. Schliesslich einigten sich Cotti und die
Erziehungsdirektorenkonferenz auf einen Kompromiss: In die offizielle Vernehmlassung
zur MAV-Revision wurde der Vorschlag aufgenommen, dass an den höheren
Mittelschulen inskünftig für jene Schülerinnen und Schüler, die im Rahmen ihrer
Wahlmöglichkeiten Englisch als Fremdsprache den Vorzug geben, Italienisch während
zwei Jahren als Pflicht-, aber nicht Maturitätsfach eingeführt werden soll. 26

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 12.05.1992
MARIANNE BENTELI

Die neue Maturitätsanerkennungsverordnung schafft die Möglichkeit, eine
zweisprachige Maturitätsprüfung ablegen zu können. Hauptbedingung ist, dass
(zusätzlich zum regulären Sprachenunterricht) mindestens 600 Stunden in der
Fremdsprache unterrichtet werden, wovon wenigstens ein naturwissenschaftliches
Fach. Ursprünglich war dafür eine zweite Landessprache vorgesehen, die Kantone
erreichten aber beim Bund, dass auch Englisch zugelassen wurde. Ab dem Schuljahr
2001/2002 starteten in den Kantonen Zürich, Basel-Land, Luzern und Neuenburg erste
Pilotversuche mit Englisch. 27

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 04.10.2001
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen
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Parteien

Grosse Parteien

Im August stellte die CVP ein Positionspapier zur Bildungspolitik vor. Sie befürwortete
darin eine frühere Einschulung mit dem 4. Altersjahr. Damit könnten Defizite von
Kindern rascher erkannt werden und die Förderung von Hochbegabten früher
beginnen. Die Sekundarschule solle in Zukunft bereits mit 14, eine Lehre mit 17 bis 18
und ein Studium mit 22 bis 23 Jahren abgeschlossen werden. Die CVP verlangte auch
eine modernere Berufsbildung. Die Anzahl Berufsausbildungen solle reduziert und die
Spezialisierung und Durchlässigkeit innerhalb der Berufsgruppen gefördert werden.
Ausländische Studentinnen und Studenten, die einen Abschluss in einem für die
schweizerische Wirtschaft wichtigen Bereich erlangen, sollen nach dem Willen der CVP
automatisch eine Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung erhalten. 28

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.08.2007
SABINE HOHL

1) Erklärung WBF und EDK 18.5.15; Medienmitteilung WBF und EDK 18.5.15
2) Bildungsbericht Schweiz vom 19.6.18; Medienmitteilung SBFI/EDK vom 19.6.18; AZ, BLZ, LZ, NZZ, 20.6.18; AZ, 23.6.18
3) Bericht Bundesrat vom 30.1.19
4) NZZ, TA, 13.3.20; Blick, CdT, LT, TA, 14.3.20; So-Bli, SoZ, 15.3.20; AZ, 16.3.20; Blick, CdT, LT, NZZ, 17.3.20; Lib, 18.3.20; BaZ,
Lib, TA, WoZ, 19.3.20; NZZ, 20.3.20; NZZ, TA, 21.3.20; So-Bli, 22.3.20; LT, 23.3.20; TA, 24.3.20; BaZ, Blick, LT, 25.3.20; Lib, TA,
26.3.20; BaZ, TA, 27.3.20; AZ, BLZ, 28.3.20; So-Bli, SoZ, 29.3.20; Blick, Lib, NZZ, 30.3.20; NZZ, 31.3.20; TA, 1.4.20; Blick, TA,
2.4.20; AZ, BaZ, NZZ, TA, 3.4.20; NZZ, 4.4.20; LT, NZZ, 8.4.20; AZ, 9.4.20; Lib, NZZ, 14.4.20; AZ, WW, 16.4.20; AZ, Blick,
17.4.20; NZZ, 18.4.20; Blick, NZZ, 21.4.20; NZZ, 23.4.20; AZ, 27.4.20; Blick, 28.4.20
5) Medienmitteilung Bundesrat vom 12.3.21
6) NZZ, 31.1.02.
7) Medienmitteilung SBFI vom 29.4.20; NZZ, 11.4.20; Lib, 16.4.20; LT, NZZ, 17.4.20; Blick, 18.4.20; LT, NZZ, 21.4.20; CdT, NZZ,
23.4.20; Blick, CdT, NZZ, 24.4.20; AZ, LT, 25.4.20; SoZ, 26.4.20; BLZ, BZ, NZZ, 28.4.20; AZ, LT, Lib, 29.4.20; AZ, Blick, CdT, LT,
NZZ, WW, 30.4.20; LT, 1.5.20; BaZ, NZZ, 2.5.20; So-Bli, SoZ, 3.5.20; NZZ, 5.5.20; CdT, NZZ, 6.5.20; NZZ, 7.5.20; LT, 11.5.20
8) Medienmitteilung WBK-NR vom 28.10.22; Po. 22.4265; Po. 22.4266
9) JdG, 16.2.95; BZ, 15.6.95; BaZ, 2.2.95; SN, 17.2.95; BüZ, 28.2.95; LNN, 4.3.95; NZZ, 23.3.95; SGT, 4.4.95; Lib., 4.5.95; BZ,
14.6.95; TA, 8.4.95; LZ, 2.12.95; NZZ, 19.4.95
10) NZZ, 11.7.00
11) AB NR, 2001, S. 359 und 937.; In. 00.3667
12) LT, 16.8. und 4.11.08; NZZ, 16.8.08.
13) NZZ, 16.1., 23.1. und 8.7.09; BZ, 17.1.09; TA, 24.1.09.
14) Medienmitteilung des BBT, 25.6.09.; NZZ, 26.6.09
15) LT und NZZ, 3.6.04.
16) BBl, 2008, S. 3182.; NLZ, 18.6. und 16.8.08.
17) BO CN, 2012, p.1026 s.; BaZ, 16.06.12; SN, 17.11.12.
18) BO CN, 2013, p.1186.; SGT, 19.04.13.
19) Bericht Bundesrat vom 29.11.13
20) BaZ, 8.1.14; TG, 14.3.14; AZ, 2.4.14
21) BBl 2014, S. 3069 ff.
22) AB NR, 2021, S. 1630.; AB SR, 2021, S. 1390 f.; Mo. 21.3608
23) Medienmitteilung EHB vom 30.8.22
24) Medienmitteilung WBK-NR vom 28.10.22; Mo. 22.4268; Po. 22.4267
25) AB NR, 2022, S. 1855
26) TA, 24.2.92; CdT, 12.5.92.
27) NZZ, 4.1., 11.1. und 20.3.01; LT, 17.1.01; BaZ, 4.10.01
28) NZZ, 8.8.07.
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